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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2023/09/0023 E 19. Juni 2023 RS 4 

Stammrechtssatz 

Ein Anspruch auf Vergütung von Verdienstentgang nach § 32 Abs. 1 Z 7 EpidemieG 1950 knüpft - nach 
dem erkennbaren Willen des Gesetzgebers (vgl. Materialien zur EpidemieG 1950 Novelle 1974, BGBl. 
Nr. 702/1974, (ErläutRV 1205 BlgNR 13. GP 3) und die Materialien zur Novellierung des § 32 Abs. 1 Z 
7 EpidemieG 1950 durch BGBl. I Nr. 90/2021 (AB 757 BlgNR 27. GP 2 f)) - daran an, dass Personen 
durch die Verhängung von Verkehrsbeschränkungen nach § 24 EpidemieG 1950, weil sie in dem davon 
betroffenen Epidemiegebiet aufhältig sind oder am Betreten dieses Gebiets beschränkt werden, einen 
Verdienstentgang erleiden. § 32 Abs. 1 Z 7 EpidemieG 1950 begründet damit für jene einen Anspruch auf 
Vergütung von Verdienstentgang, die durch eine nach § 24 EpidemieG 1950 erlassenen Maßnahme 
beschränkt werden und dadurch einen Verdienstentgang erleiden. 
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